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An den Herrn 
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Betr.: Freiheit der politischen Meinungsäußerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Damm, Vogel, Benda, 
Dichgans, Rommerskirchen und Genossen und der Frak- 
tion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2003 — 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Justiz wie folgt: 


L Allgemein 

Am Freitag, dem 11. Dezember 1970, haben die ZDF-Spätnach- 
richten die folgende Meldung verbreitet: 

„Die Freiheit der politischen Meinungsäußerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist nach Auffassung zahlreicher 
Schriftsteller gefährdet ... Zu den Unterzeichnern der Er- 
klärung gehören die Autoren Heinrich Böll, H. M. Enzens- 
berger und M. Walser. 

Grundlage dieser Meldung ist eine Erklärung des Verbandes 
Deutscher Schriftsteller mit folgendem Inhalt: 

„Die Unterzeichneten nehmen den Fall Fritz Teufel zum An- 
laß, die Methoden von Polizei und Justiz zu verurteilen. Die 
im Falle Fritz Teufel eingeschalteten Organisationen; Bun- 
deskriminalamt Wiesbaden, Bundesnachrichtendienst Mün- 
chen, Bundeskriminialamt Sicherungsgruppe, Landesverfas- 
sungsschutz Bayern, Berlin, dienen in zunehmendem Maße 
der Überwachung und Verfolgung von politischen Theorien. 
Dem Schriftsteller Fritz Teufel wurde während des Verhörs 
Prügel angedroht, Gespräche mit seinem Anwalt abgehört, 
Material für sein neues Buch in der Zelle beschlagnahmt, 
die Benutzung einer Schreibmaschine verweigert. Dies ist 
kein Einzelfall, überall in der Bundesrepublik Deutschland 
sind politische Gefangene immer offener werdender Unter- 
drückung ausgesetzt, ebenso Jugendliche, die sich auf Grund 
der gesellschaftlichen Verhältnisse kriminalisiert haben. 
Die Methoden der Polizei (Razzien ohne Hausdurchsu- 
chungsbefehle, unbegründete Festnahmen, Überwachung 
von Wohnungen usw.) betreffen einen wachsenden Teil der 
Bevölkerung. Unzureichendes juristisches Beweismaterial 
wie im Fall Teufel, kann nicht zu einer Verurteilung aus- 
reichen. Werden ihm und anderen dennoch Prozesse ge- 
macht, so sind es Prozesse, in denen politische Theorien 
und Gesinnung exemplarisch bestraft werden." 
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Die Freiheit der Meinungsäußerung ist in der Bundesrepublik 
Deutschland im vollen grundgesetzlich garantierten Umfang 
gewährleistet. Das Recht eines jeden Einzelnen, seine Meinung 
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten, ist 
vor staatlicher Beeinträchtigung geschützt. Dies gilt selbstver- 
ständlich auch für die Freiheit der politischen Meinungsäuße- 
rung. 


11. Zu den einzelnen Fragen 


1. Wie hat die Bundesregierung auf diese schwerwiegenden Be- 
schuldigungen reagiert? 


Es ist immer wieder festzustellen, daß Vorwürfe gegen die Tä- 
tigkeit von Polizei- und Justizbehörden erhoben werden. Der- 
artige Beschuldigungen beruhen zum Teil auf Unkenntnis des 
Sachverhalts oder der Gesetze oder sie werden in herabsetzen- 
der Absicht erhoben. Es ist Aufgabe der Regierung, die Einhal- 
tung der Gesetze durch die genannten Behörden zu überwachen. 
Dies geschieht fortgesetzt im Rahmen der Dienst- und Fachauf- 
sicht und erneut dann, wenn Beanstandungen erhoben werden. 
Wenn die Amtsführung keinen Anlaß zu Beanstandungen bie- 
tet, hält es die Bundesregierung grundsätzlich für ihre Pflicht, 
sich schützend vor die angegriffenen Behörden zu stellen. 

Auf diese Notwendigkeit habe ich bei verschiedenen Anlässen 
wiederholt hingewiesen. So 

— am 28. September 1970 in einer Feierstunde zum 20jährigen 
Bestehen des Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln, 

— bei der Beratung des Sofortprogramms der Bundesregierung 
zur Modernisierung und Intensivierung der Verbrechens- 
bekämpfung am 4. November 1970 im Deutschen Bundestag, 

— in meiner Ansprache beim 13. Ordentlichen Delegierten- 
kongreß der Gewerkschaft der Polizei am 10. November in 
Bonn, 

— in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 11. März 
1971, 

— bei der Feierstunde des Bundeskriminalamtes aus Anlaß des 
20jährigen Bestehens am 19. März 1971 in Wiesbaden, 

mit den Worten: 

„Es ist für die innere Situation der Polizei ebenso entscheidend, 
daß der Polizeibeamte bei seinem schweren Dienst weiß, daß 
die politisch Verantwortlichen in jeder Phase seines Einsatzes 
hinter ihm stehen. 
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Der Dienst des Polizeibeamten erfordert nicht nur Einsatzbereit- 
schaft und Besonnenheit — die Polizei ist auch häufig im Inter- 
esse der Ermittlungen oder im Interesse unbeteiligter Dritter 
gezwungen zu schweigen, wo man von ihr eine Rechfertigung 
ihres Verhaltens verlangt. 

Diese Zurückhaltung aus rechtsstaatlichen Gründen und aus 
Gründen der Strafverfolgung begründet aber auch den Anspruch 
der Polizei, nicht vor Abschluß eines Verfahrens auf Grund 
unzureichender oder einseitiger Informationen beschuldigt zu 
werden, ohne sich zu diesem Zeitpunkt rechtfertigen zu kön- 
nen." 

und schließlich 

— auf einer Tagung der Landes Vereinigung der Industriellen 
Arbeitgeberverbände Nordrhein-Westfalens e. V. am 
24. März 1971 in Düsseldorf. Ich habe dort gesagt: 

„In der Auseinandersetzung mit dem gewalttätigen Radikalis- 
mus haben die Polizei und die anderen Sicherheitsorgane des 
Staates eine besonders schwierige Aufgabe. 

Sie können diese Aufgabe nur erfüllen, wenn sie getragen wer- 
den von dem Vertrauen der Bevölkerung. 

Die Pülizeibeamten sind nicht die Prügelgarde, aber auch nicht 
die Prügelknaben der Nation. Deshalb muß der einzelne Beamte 
wissen, daß er bei seinem rechtmäßigen Einsatz nicht allein 
gelassen wird, sondern daß die politisch Veranwortlichen in 
diesem Staat auch dafür die Verantwortung im Einzelfall über- 
nehmen, und daß bestehende Gesetze auch angewendet wer- 
den." 

Die Bundesregierung hat sich zuletzt in der Kabinettsitzung am 
1. April 1971 mit den Angriffen gegen Bundeswehr, Bundes- 
grenzschutz und Polizei befaßt und zum Ausdruck gebracht, daß 
diese Sicherheitsorgane das Vertrauen der Regierung und des 
Staates verdienten und zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch nötig 
hätten. Ihr Dienst für den Staat sei für den Schutz der Bevölke- 
rung und der Gesellschaft erforderlich und müsse deshalb von 
der Gesellschaft und vom Staat voll gewürdigt werden, denn 
ohne Sicherheit nach innen und nach außen gäbe es keine poli- 
tische Handlungsfreiheit für die Regierung. 

Diese Beispiele zeigen, daß sich die Bundesregierung wiederholt 
vor die für die Sicherheit verantwortlichen Steilen gestellt hat. 
Wenn das nach den Beschuldigungen des Verbandes Deutscher 
Schriftsteller nicht geschehen ist, so deshalb, weil diese Beschul- 
digungen nicht geeignet waren, die pauschale Feststellung zu 
tragen, in der Bundesrepublik Deutschland sei die Freiheit der 
politischen Meinungsäußerung gefährdet. Zu den angeblichen 
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Vorfällen während des Strafverfahrens hatte die Bundesregie- 
rung keine Veranlassung, Stellung zu nehmen, da dieses in den 
Zuständigkeitsbereich der bayerischen Justizbehörden fällt. 


2. Dient der Einsatz des Bundeskriminalamtes, des Bundesnach- 
richtendicnsles und der Landesverfassungsschutzämter von Bay- 
ern und Berlin „in zunehmendem Maße der Überwachung und 
Verfolgung von politischen Theorien"? 


Die Frage wird mit Nein beantwortet. Denn die Tätigkeit der 
genannten Behörden beschränkt sich auf die Erfüllung folgen- 
der Aufgaben: 


a) Dem Bundeskriminalamt obliegen gemäß § 2 des Gesetzes 
über die Einrichtung des Bundeskriminalpolizeiamtes (Bun- 
deskriminalamtes) i. d. F. des Anderungsgesetzes vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1717) die Samm- 
lung und Auswertung aller Nachrichten und Unterlagen für 
die kriminalpolizeiliche Verbrechensbekämpfung und die 
Verfolgung strafbarer Handlungen. Polizeiliche Aufgaben 
auf dem Gebiet der Strafverfolgung nimmt das Amt dann 
wahr, wenn eine zuständige Landesbehörde darum ersucht 
oder der Bundesminister des Innern es aus schwerwiegenden 
Gründen anordnet oder der Generalbundesanwalt oder der 
Untersuchungsrichter in Verfahren, in denen der General- 
bundesanwalt die Ermittlungen führt, darum ersucht oder 
einen Auftrag erteilt (§§ 161, 189 StPO). 

b) Der Bundesnachrichtendienst ist eine auf Grund der Be- 
schlüsse der Bundesregierung vom 11. Juli 1955 und 2. Okto- 
ber 1963 für die nachrichtendienstliche Auslandsaufklärung 
errichtete Behörde. Er entfaltet daher innerhalb der Bundes- 
republik Deutschland keine Aufklärungstätigkeit, abgesehen 
von der Aufgabe, seinen eigenen Bereich vor Angriffen und 
Ausspähungen durch fremde Geheimdienste zu schützen. 

c) Die Aufgaben der Landesämter für Verfassungsschutz be- 
stehen nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Zusammenar- 
beit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Ver- 
fassungsschutzes vom 27. September 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 682) in der Sammlung und Auswertung von Auskünften, 
Nachrichten und sonstigen Unterlagen über Bestrebungen, 
die eine Aufhebung, Änderung oder Störung der verfas- 
sungsmäßigen Ordnung im Bund oder in einem Land oder 
eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von 
Mitgliedern verfassungsmäßiger Organe des Bundes oder 
eines Landes zum Ziele haben. 
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3 . Wurden Fritz i'eutei während eines Verhörs Prügel angedroht, 
Gespräche mit seinem Anwalt abgehört, Material für sein neues 
Buch in der Zelle beschlagnahmt und die Benutzung einer 
Schreibmaschine verweigert? Wenn ja, wann, wo und durch 
wen? 


Die Bundesregierung nimmt zu Vorgängen, die nicht in die 
Kompetenz von Bundesbehörden fallen, grundsätzlich nicht Stel- 
lung. Deshalb hat der Bundesminister der Justiz zur Frage 3 die 
Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
herbeigeführt, das folgendes mitgeteilt hat: 

Fritz Teufel sind zu keiner Zeit „während eines Verhörs Prügel 
angedroht" worden. Er hatte insgesamt siebenmal Gelegenheit, 
sich vor der Kriminalpolizei oder dem Ermittlungsrichter ver- 
nehmen zu lassen. Hier wie auch in der Hauptverhandlung hat 
er sich stets geweigert auszusagen. Er wurde bei keiner dieser 
Gelegenheiten in der bezeichneten Weise genötigt oder mit 
Gewalt bedroht. 

Es trifft nicht zu, daß Gespräche mit seinem Anwalt abgehört 
worden sind. Das ist weder in der Haftanstalt geschehen, noch 
sind Maßnahmen nach § 100 a StPO gegen ihn angeordnet wor- 
den. 

Unter den bei Fritz Teufel sichergestellten Schriftstücken befand 
sich nichts, was als „Material für sein neues Buch" hätte ange- 
sehen werden können. Die Benutzung einer Schreibmaschine 
war Fritz Teufel auf Grund richterlicher Anordnung zunächst 
mit gewissen Einschränkungen erlaubt worden. Auf seine Be- 
schwerde wurde ihm die ständige Benutzung einer privaten 
Schreibmaschine mit der Maßgabe gestattet, daß die Ordnung in 
der Anstalt dadurch nicht gestört werden dürfte. 


4. Hält die Bundesregierung folgende Behauptung für zutreffend: 
„Überall in der Bundesrepublik Deutschland sind politische Ge- 
fangene immer offener werdender Unterdrückung ausgesetzt"? 


Diese Behauptung trifft nicht zu. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land gibt es keine „politischen Gefangenen", weil niemand we- 
gen seiner Gesinnung verfolgt oder auf Grund von Strafvor- 
schriften verurteilt wird, die nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
kein strafwürdiges Unrecht zum Gegenstand haben. Soweit in 
der Anfrage unter „politischen Gefangenen" Personen verstan- 
den werden sollten, die sich gegen das — im übrigen erst im 
Jahre 1968 reformierte und liberalisierte — Staatsschutzstraf- 
recht vergangen haben, gelten für sie wie für jeden anderen 
Straftäter die Normen des materiellen und prozessualen Rechts. 
Von einer „immer offener werdenden Unterdrückung" dieses 
Täterkreises kann nicht die Rede sein. 
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5. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen „Razzien" 
ohne richterliche Durchsuchungsanordnung vorgenommen wur 
den? 


Nach § 105 Abs. 1 StPO dürfen Durchsuchungen nur durch den 
Richter angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug können auch 
die Staatsanwaltschaft und ihre Hilfsbeamten, d. h. die Polizei 
eine solche Anordnung treffen. „Razzien", von denen in der 
Kleinen Anfrage gesprochen wird, bedürfen generell keiner 
vorhergehenden richterlichen Anordnung. Sie bezwecken die 
Identitätsüberprüfung eines bestimmten Personenkreises, die 
sich aus Gründen der polizeilichen Gefahrenabwehr als notwen- 
dig erweisen kann. Die Rechtsgrundlage hierfür bilden die poli- 
zeirechtlichen Bestimmungen in den Polizeigesetzen der Länder. 
Wird im Zuge einer Razzia eine Durchsuchung erforderlich, dür- 
fen diese nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzüge auch 
durch die Staatsanwaltschaft und ihre Hilfsbeamten angeordnet 
werden. 

Die Polizeibehörden haben sich nach meinen Feststellungen und 
nach meiner Beurteilung an diese rechtlichen Voraussetzungen 
gehalten. 


6. Wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen 
leichtfertig eine polizeiliche Festnahme erfolgte, ohne daß Ge- 
fahr im Verzüge war? 


Gemäß § 127 StPO ist jedermann befugt, auch ohne richterlichen 
Befehl einen auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten Straf- 
täter vorläufig festzunehmen, wenn dieser der Flucht verdäch- 
tigt ist oder seine Persönlichkeit nicht sofort festgestellt werden 
kann. Die Staatsanwaltschaft und die Polizei sind bei Gefahr im 
Verzug auch dann zur vorläufigen Festnahme befugt, wenn die 
Voraussetzungen eines Haftbefehls oder eines Unterbringungs- 
befehls vorliegen. 

An diese Voraussetzungen der vorläufigen Festnahme hält sich 
die Polizei. Es sind keine Fälle bekannt, in denen Festnahmen 
leichtfertig erfolgt sind. 


Genscher 
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